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schriften gefunden werden, sind der :Deutlichkeit halber von den Kanzleiab ­
teilungen i n  allen Ausfertigungen unbedingt handsch riftlich m i t  Tinte richtig­
zustel len. 

Die an die k. k. Evi denzhal tungen des Grundsteuerkatasters zuzustellenden 
Grundbuchsbescheide erfordern die größte Deutlichkeit und Genauigkeit, da ja 
diese in  erster Linie 7Ur Herstellung der so notwen digen Überei11stimmung des 
Grundbuches mit  dem Kataster zu dienen haben. Lei der muß j edoch bemerkt 
werden, daß in dieser Hinsicht die h a n d s c h r i ft l i c h e n  Ausfertigungen punkto 
Angabe der Parzellennummern ,  Namen der Besitzer etc. etc. verläßlicher sind ,  
respektive waren. 

Err ichtu n g von Ingenieurkam mern.  
Die • Wiener Zeitun g »  vom 1 0. Jänner 1 9 1 3  publizierte die kaiserliche 

_ Sanktion des Gesetzes betreffend die Errichtung der Ing�nieurkammern . Die 
langjährigen Bestrebungen hinsichtl ich der Neuregelung der Insti tution der 
behördlich autorisierten Privattechniker haben nunmehr einen großen , wenn auch 
späten Erfolg errungen. Die gesetzl iche Errichtung. von lng.enieurkammern wurde 
schon vor Dezennien von den Vereinigungen der behördlich autorisierten Privat­
techniker sowie auch von mehreren Vollversammlungen der gesamten Ziviltech­
nikerschaft Österreichs mit allem Nachdruck verlangt. Ebenso haben die Öster­
reichischen Ingenieur- und Architektentage in den Jahren 1 880, 1 883,  1 89 1 ,  

1 900, 1 907 und 1 9 1 1 in motivierter Weise sich dahin au�gesprochen, daß es 
schon im staatlichen und al lgemeinen Interesse unerläßlich sei, der Institution 
der behördlich autorisierten Privattechniker mit Rücksicht auf ihren öffentlichen 
Charakter durch die Errichtung von Ingenieurkammern eine bleibende Grundlage 
zu gewähren . 

Im Jahre 1 860 wurde mittels Staatsministerialverordnung vom 1 1 . D ezember 
die Institution der behördlich autorisierten Zivil ingenieure ins Leben gerufen. 
Die Institution hatte folgende Aufgabe : l .  sollten autorisierte Personen, wie sie 
im Notariat bestanden, auch für das technische Wesen geschaffen werden ; 
2. soll ten diese behördlich autorisierten Ingenieure mithelfen,  um den Staats­
dienst zu entlasten ----; denn man beabsi�htigte, diese Personen in dringenden 
Fällen für den staatlichen· Baudienst heranzuziehen. Dazu ist es aber nie gekommen, 
da der staatliche Bureaukratismus am Ende doch dagegen Einspruch erhob. Als 
dann Ende der Siebzigerjahre <las polytechnische Institut umgestaltet wurde 

. und eine technische Hochschule mit einer neuen Prüfungsordnung und ver­
schiedenen anderen f{eformationen geschaffen wurde, erschien im Jahre 1 883 . 

eine Verordnung des Ministers des Innern, die den Titel < behördlich autorisierte 
Zivilingenieure » abschaffte und daraus die c behördlich autorisierten Privattech· 
niker» machte, die nach den Fachabteilungen an der technischen Hochschule 
eingeteilt wurden. Vollständig war auch diese Einteilung nicht ,  denn die Berg­
leute und Chemiker hatten darin nicht Beachtung gefunden. Die Bestrebungen 
der österreichischen Technikerschaft seit dem Jahre 1 880, . in welchem Jahre der 



erst e Ingen ieur- und Archi tektentag abgehalten wurde; gingen .nun daliin die 
Institution der behördlich autorisierten Privattechn iker zu , organisieren,

. 
und 

'
zwar 

nach z\\·ei Richtungen : 
1. hinsichtl ich des Umfanges der Berech tigung und der' Eig11ung für die 

Befugnis, 2. h insichtlich ein er autori tativen Vertretung zur Waht ung der Standes­
angelegenhei ten. 

Die erste Forderung stieß immer auf Schwierigkei ten. So· entschloß sich 
d:is Ministerium,  die erste Frage von dem allgemeinen Komplex zu lösen urid 
eiern Drängen der beteil igten Kreise durch Schaffung von Inge11ieurkammern 
nachzukommen. Durch die gegenwärtige Vorlage hat nun das Ministerium die 
zweite Frage erledigt, und man hofft dann h iedu rch auch bezüglich des Umfanges 
der Berechtigung zu einer al l_e Teile befriedigenden Lösung .zu gelangen .  

Die  Sprengel der Ingenieurkammern sollen i m  Verordnung�wege fixiert 
werden, wobei grundsätzlich  der Sitz der Landesbehörde auch die SJelle für eine 
Kammer werden sol l .  

Heute besteh e n  wohl  « Kammern » ,  d ie ' j edoch nur. Vereine s ipd und ihren 
nich toffiziellen Titel dan n, nach Inkrafttreten des Gesetzes, wer�en · au.fgeben 
müssen.  Der Beitritt zu diesen Vereinen stan d fakul tat iv  jedem frei, während 
der Beitritt zu den Ingenieurkammern obligatorisch sein wird. 

In  das Gesetz werden auch die Bergbauingenieure einbezogeiJ ; überdies 
können im Verordnungswege weitere Erg�nzungen verfügt werden. 

An di e Spitze der Kammer wird ein Kammerpräsiden t · durch \fahl berufen, 
der gleichzeitig auch als Ehren- und D isziplinarrat füngieren wird. · 

Obwohl das Gesetz nur als ·e ine· Abschlagszahlung auf die Forderungef1 
anzusehen ist ,  welche d ie  österreichische Ingenieur-· und 'Archi tektepschaft durch 
dreißig Jahre in  jeder Tagung verfochten h at, so erfüll t  es sie doch mit Befrie­
digung, weil dami t  die Hoffnung gegeben ist, daß es den autoritativen Kammern 
in der Folge gelingen wird, die· anderen mit tlerweile zur'ückgestellten Wünsche 
zur Verwirkl ichung zu bringen.  1 

Un ter der Am tsfatigkeit des gegenwärtigen Ministers 'für öffentliche Arbeiten 
Ingenieur Dr.  T r n k a wurde die Regierungsvorlage be treffend die 'Errichtung 
von Ingenieurkammern im Abgeordnetenh ause am 27. März 1 9 1 2  eingebracht. 
Das Abgeordnetenhaus hat die An träge des Ausschusses schon ain · 4. Juli 1 9 1 2  
unverän dert zum Beschluß erhob,en.  

Das · Gesetz lautet  i n  · seinen wichtigsten Bestimm urigeri : 
. § 1 . Zum Zwecke der Vertretung des Standes der behördlich aut�risierte� 'p'�i�at-

t
�
cchniker. und Bergbauingenieure, zur Förderung der Interessen und zur . Wahrung der 

Standesehre dieser Berufskreise werde·n Ingenieurkammern errichtet. . . . 

§ 2. Die Sprepgel· und Sitze der Ingenieurkammern werden dur.ch Verorqnung 
!estg�setzt. Ueber di� aus der Aend�rung, bestehender: Kammersprengel .. sic.h e�gebenden 
vermogensrechtlichen Fragen entscheidet , un.beschadet der Rec}Jtsanspruch�. dritter P�r­
sonen das Ministerium für öffentliche Arbeiten nach Anhörung der beteiligt�n Kammern .  

§ 3 .  Sämtliche  behördlich autorisierte· Privattechniker und · Bergbauingenieure �ehöreß· der Ingenieurkammer, in ·deren · Sprengel sie · ihren Gescliäffssitz liaben, ' als ' Mit-l ieder an und haben die damit verbundenen · Pflichten zu erfüllen. ' 
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§ 4. Die politischen Behörden , beziehungsweise die Berghauptmannschaften werden 
die e1 folgte Beeidigung eines behördlich autorisierten Privattechnikers oder Bergbau­
ingenieurs, seinen Geschäftssitz und dessen Verlegung, die Entziehung oder das Erlöschen 
der Befugnis und die Suspension eines behördlich autorisierten Privattechnikers oder 
Bergbauingenieurs dem Vorstand der zuständigen Ingenieurkammer mitteilen . 

§ 5 .  Die behördlich autorisierten Privattechniker und Bergbauingenieure haben 
ihr Geschäftslokal und jede Verlegung desselben dem Vorstand der Kammer binnen 1 4  
Tagen bekanntzugeben . Ueben sie durch mindestens drei Monate ihre Befugnis in einem 
fremden Kammersprengel ohne Verlegung ihi:es Geschäftssitzes aus, so haben sie dies 
gleichfalls den Vorständen der beiden Ingenieurkammern anzuzeigen. 

D i e  A g e n d e n  d e r  V o l l v e r s a m m l u n g. 
§ 6. Die Vollversammlung der Ingenieurkammer wird jährlich zu Beginn des 

Kalende
.
rjahres einberufen. Außerdem ist die Vol\v�rsammlung einzubj!rufen, wenn min­

destens ein Drittel der Kammermitglieder beim Kammervorstand schriftlich darum an­
sucht. I m  übrigen kann der Kammervorstand die Vollversammlung einberufen, so oft er 
es für notwendig hält .  Die Einberufung hat mindestens zehn Tage vorher unter Bekannt­
gabe der Tagesordnung zu erfolgen . Wenn der Kammervorstand noch n icht gewählt ist 
oder n icht ordnungsgemäß funktioniert, steht die Einberufung und Lpitung der Vollver­
sammlung der Aufsichtsbehörde zu. 

§ 7. Die Vollversammlung der Ingenieurkammer ist beschlußfähig, wenn mindestens 
ein Viertel der Mitglieder anwesend ist.  Im Falle der Beschlußunfähigkeit ist mit der­
selben Tagesordnung eine zweite Versammlung auszuschreiben, die ohne Rücksicht aut 
die Anzahl der Anwesenden beschlußfähig ist. Die Vollversammlung der Ingenieurkammer 
laßt ihre Beschlüsse mit absoluter �timmenmehrheit. Der Vorsi tzende' beteiligt sich an 
der Abstimmung ; im Falle der Stimmengleichheit gibt seine Stimme �en Ausschlag. 

§ 8 .  Der Vollversammlung der Ingenieurkammer obliegt die Beratung und Beschluß­
fassung in allen das Standesinteresse der behördlich autorisierten Privattechniker und 
Bergbauingenieure berührenden Angelegenheiten, soweit diese nicht in den Wirkungs­
kreis des Kammervorstandes fallen, insbesondere : 

a) die Festsetzung ihrer eigenen Geschäftsordnung und der des I}ammervorstandes ; 
die Genehmigung dieser Geschäftsordnung bleibt dem M inisterium lür öftentliche Arbeiten 
vorbehalten ; 

b) die W ahl der Vorstandsmitglieder und Rechnungsrevisoren und it1rer Ersatzmänner ; 
c) die Aufstellung des Jahresvoranschlages und die Festsetzung . der Beiträge der 

�litglieder zur Deckung der Kammerauslagen ; 
d) die Prüfung und Genehmigung der Jahresrechnung ; 
e) die Beschlußfassung über die zur Erreichung der Ziele und Aufgaben der Kammer 

zu ergreifenden Mittel, insb�sondere auch in bezug auf die Pflege der gegenseitigen 
Unterstützung der Standesgenossen und ihrer Angehörigen .  

K a m m e r v o r s t a n d. 
§ 9. Der Kammervorstand besteht aus acht bis fünfzehn M itgliedern und zwei 

bis vier Ersatzmännern. Nach Erfordernis kann der Kammervorstand in Sektionen geteilt 
werden, in welchem Falle die näheren Bestimmungen über die Organisation und den 
Wirkungskreis der Sektionen durch ·Verordnung getroffen werden . Alle Funktionen sind 
Ehrenämter. 

§ l 0. Die im § 9 bezeichneten Funktionäre werden in einer Vollversammlung der 
Kammer mittels Stimmzettels gewählt. Wahlberechtigt und wählbar sind alle Kammermitglie­
der, welche vom Wahlrechte nicht ausgeschlossen sind. Ausgeschlossen sind jene Mitglieder : 

a) über welche von der zuständigen Behörde die Suspension verhängt ist ; 
b) . welche und insoweit sie vom Kammervorstand des Wahlrechtes verlustig erklärt 

worden ·sind ; 
c) welche wegen eines standeswidrigen Verhaltens in ehrenrätlicher Untersuchung stehen. 
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§ 1 1 .  Die V{�l1l der Vorstandsmitglieder und ihrer Ersatzmänner erfolgt auf die 
Dauer von drei Jahren ; die Wahl der Rechnungsrevisoren und ihrer  Ersatzmänner auf 
di� Dauer �ines Jah:�s. Aus einer und

. 
derselben 

.
�at�gorie v�n

. 
behördlich au�orisierten · 

Pnvattechntker sowie aus der Kategorie der behordhch autons1erten Bergbaumgenieure 
darf höchstens ein Drittel der Vorstandsmitglieder gewählt werden. 

§ 1 2 . Die Vorstandsmitglieder wählen für die Dauer ihrer Funktion aus ihrer 
Mitte den Präsidenten der Kammer und einen oder · zwei Vizepräsidenten. Die übrigen 
Vorstandsmitglieder führen den Titel « Kammerräte , .  

§ 1 3 . Der Kammervorstand ist berufen, über al le  Angelegenheite.n ,  welche d ie 
gemeinsamen f nteres3en der Kammermitglieder oder einzelner Kategorien derselben 
betreffen, Beratungen zu pflegen und entweder selbst Beschlüsse zu fassen oder bei 
wichtigen Anlässen die Beschlüsse der Vollversammlung einzuholen, mit anderen Jngenieur­
kammern oder sonstigen hiezu berufenen Korporationen in Verkehr zu t�eten, sich mit 
Eingaben an die Behörden zu wenden und allfällige Anträge und Anliegen an die Re­
gierung einzubringen . Die Behörden werden den Kammervorständen Gelegenheit geben , 
über in Verhandlung stehende allgemeine Fragen, die das Standesintere�se der behörd­
l ich autorisierten Privattechniker oder Bergbauingenieure berühren, sich gutächtlich zu 
äußern . Insbesondere werden die Kammervorstände einvernommen werden : über geplante 
Aenderungen oder Ausgestaltungen der Institution der behördlich aut-o\isierten Privat­
techniker oder Bauingenieure, über die Aenderung des Sprengels und des S itzes beste­
hender Ingenieurkammern , über zu erlassende Prüfungsvorschriften für hel1ördlich autori­
sierte Privattechniker oder Bergbauingenieure, bei Entscheidungen über �en Umfang der 
einem autorisierten Privattechniker oder Bergbauingenieur zustehenden 'Berechtigungen 
in zweifelhaften Fäl len und über die Anrechenbarkeit der bei der Bew�rbung um die  
Befugnis nachgewies�nen praktischen Verwendung. Anderseits sind die  K�mmervorstände 
verpflichtet, in Fragep,  die in den Wirkungskreis der Kammer fallen, über. Aufforderung 
der Behörden Aeußerungen und Gutachten zu erstatten. In wichtigen Fragen kann der 
Kammervorstand die Stellungnahme in solchen Fragen der Vollversammlung der Kainmer 
vorbehalten.  

§ 14.  Dem Kammervorstand obliegt die Besorgung der laufenden Geschäfte der 
Kammer, insbesonder� : die Ausführung der Beschlüsse der Vollversammlung der Kammer ; 
die Besorgung der ökonomischen Angelegenheiten der Kammer und die Einhebung der 
Jahresbeiträge ; die Einberufung der Vollversammlung u�.

d die �orberatun� aller auf
„ 

die 
Tagesordnung der Vollversammlung kommenden Gegenstande ; die Vorlag� des Geschafts­
b�richtes, der Jahre�rechnung und des Voranschlagsentwurfes an die Vollversammlung ; 
die Verlautbarung der Wahlergebnisse und die Fiihrung und periodische Kundmachung 
der Liste der behör�lich autorisierten Privattechniker und Bergbauingenieure.  . 

Riickständige Jahresbeiträge können nötigenfalls im Wege der politischen Exekution 
hereingebracht werden. 

§ 1 5 . Der Kammervorstand führt eine Vormerkung über jene von den Kammer­
mitgl iedern verwend�ten Hilfskräfte, deren Beschäftigung für die zur Erlangung der 
Befugnis eines autorjsierten Privattechnikers oder Bergbauingenieurs nach den jeweils 
ge ltenden Vorschriften ertorderliche Praxis in Betracht kommt. Bei der Eintrittsanmeldung 
sind die zurückgelegten Studien des betreffenden Technikers nachzuweisen. 

§ 1 6 . Der . Kammervorstand übt auch eine friedensrichterliche Tätigkeit aus. I n  
dieser Funktion obliegt ihm : 

das vermitteln de Einschreiten bei Streitigkeiten zwischen Kammermitgliedern in 
Ber11fsangelegenheite1J, d ie Untersuchung und gütliche Beilegung von Beschwerden, welche 
gegen Kammermitglieder hinsichtlich ihrer Geschäftslührung eingebracht werden . 

Die in diesen Fällen vor dem Kammervorstand geschlossenen und beurkundeten 
Vergleiche sind Exekutionstitel. Die Kammermitglieder sind verpflichtet„ bei solchen 
AnHissen vor all fä l liger Betretung des gerfrhtlichen Klageweges die Vermittlung des 
Kammervorstandes anzurufen .  
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§ 1 7. Der K ammervorstand hat als Ehrenrat von Amts wegen gegen Kammer­
mitglieder einzuschreiten : 

bei Vern achlässigung_ der den Mitgliedern gegenüber der K ammer obl iegenden 
Pflichten ; bei Verletzung des Standesansehens. 

In d iesen Fällen kann der Kammervorstand nach ordnungsm1ißiger Fest.,.tellung des 
Tatbestandes und Einvernahme des Beschuldigten mit Verwarnungen,  Riigen , bei erheb­
lichen Unzukömmlichkeiten oder im Wiederholungsfalle mit  G eldbußen bis zu 4 0 0  Kronen , 
ferner mit der Entziehung des passiven oder zugleich des aktiven Wahlrechtes fiir die  
Kammer aut die Z eit  oder dauernd vorgehen . Die vorn Kammervorstand rechtsk räftig 
verhängten Geldbußen können nötigenfalls im Wege der politischen Exekution herein­
gebracht werden . Findet der Kammervorstand,  daß sich ein Kammerm itgl ied eines von 
der politischen oder ßergbehörde zu ahndenden Dienstvergehens schuldig gem acht hat, 
so hat er hievon der zuständigen Behörde die Anzeige zu erstatten . Von der hieriiber 
getroffenen Verfügung wird der Kammervorstand verstän digt. 

§ 1 8 . Die Sitzung des Kammervorstandes ist beschlußfähig, wenn mehr als d i e  
Hälfte d e r  Vorstandsmitglieder, darunter d e r  Präsident oder e i n  Viz epräsident, an wesend 
ist . Die Beschliisse erfolgen mit absoluter S timmenmehrheit .  Der Vorsitzende beteiligt 
s ich an der Abstimmung ; im Falle der S tim mengleichheit gibt seine Stimme den A us­
schlag. Zur Beschlußfassung als Ehren rat ist die Anwesenheit von m indestens drei Vier­
teilen der Vorstandsmitglieder und eine �I aj orifät von zwei Dritteilen der Anwesenden 
erforderl ich . I st die Sitzung nicht beschlußfähig, so wird eine zweite Sitzung einberuf1n ,  
welche bei Anwesenheit von m indestens zwei Dritteln d e r  Vorstandsmitglieder besch luß­
fähig ist. 

§ 1 9 . Der Präsident und in dessen Verhinderung der Vizepr:isident, beziehungs­
weise einer der beiden Vizepräsiden ten , vertritt die Ingenieurkammer nach innen 11n d  
außen, vermittelt den Verkehr des Kammervorstandes mit der Ingenieurkammer, weist 
den M itgliedern d es Kammervorstandes ihren Gesch:iftskreis z u  und iiberwacht ihre ord­
nungsmäßige Tätigkeit . Er berult die Sitzungen d es Kammervorstandes ein und fiihrt in 
denselben sowie in den Vollversammlungen der Kammer <len Vorsitz. Der Präsident 
unterzeichnet alle schriftlichen Ausfertigungen des Kammervorstand es.  

D i e  O b e r a u f s i c h t .  
§ 20 .  Die Oberaufsicht über die Ingenieurkammern und ihre Tätigkeit wird von 

der politischen Landesbehörde, und zwar, wenn der Kammersprengel mehrere Llinder 
umfaßt, von der politischen Landesbehörde am Sitze des K a m mervorstandes ausgeübt . 
Zu diesem Z wecke kann die Landesbehörde in die ganze Geschäftsführung der K ammer 
Einsicht nehmen und zu den Vollversammlungen und Vorstandssitzungen einen V ertreter 

· entsenden. D ie Aufsichtsbehörde .ist berechtigt, im Falle der U eberschreitung des Wir­
kungskreises oder eines vorschriftswidrigen Gebarens auf die Abstellung der Un regel­
mäßigkeiten zu dringen , gesetzwidrige Beschlüsse außer Kraft zu setzen,  erforderl iche n ­
falls d i e  A uflösung d es Kammervorstandes zu verfügen u n d  Neuwahlen anzuordnen.  
Gegen Verfügungen der politischen Landesbehörde steht der Kammer der Rekurs an 
das �I in isterium fü r öffentliche Arbeiten binnen vier  Wochen offen . 

§ · 2 1 .  Gegen die vom Kammervorstand gefällten Disziplinarerkenntnisse mit Aus­
nahme einer bloßen Verwarnung, dann gegen die Verweigerung der Vormerkung einer 
angemeldeten Hilfskraft oder der ·Bestätigung eines Verwen dungszeugnisses steht den 
Beteiligten binnen vierz ehn Tagen d'e Beschwerde an die politische L andesbehörde offen , 
welche darüber e ndgültig entscheidet .  Die Beschwerde ist  unmittelbar bei der politischen 
Landesbehiirde einzubringe n .  

§ 22.  Die einem Kammermitglied v o n  d e r  politischen oder Bergbehörde w egen 
eines Dienstvergehens oder vom Kammervorstand auf Grund dieses G esetzes aulerlegten 
Strafbeträge fließen der Kammer zu, der der Bestrafte angehört . Die Kammern h aben 
die Strafbeträge einem gemtinnützigen Z w eck e zuzuführen . · · 
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§ 2 3 .  Die Bezeichnung « Ingenieurkammer» ist den auf Grund dieses G esetzes 
gebi ldeten Körperschaften vorbehalten . Anderen Körperschaften und Anstalten ist der 
Gebrauch dieser sowie jeder zu Verwechslungen damit geeigneten Bezeichnung untersagt. 

§ 2 4 .  Der .Minister für öffentl iche Arbeiten ist ermächtigt, im Rahmen der vor­
stehenden grundsützlichen Bestimmungen die erforderlichen weiteren Verordnungen im 
Einvern ehmen m it den übrigen beteiligten )1inistern zu erlassen. 

§ 2 5. Dieses G esetz tritt drei .Monate n ach dem Tage seiner Kundmachung in 
Kraft .  Mit  dem Vol lzuge sind die Minister för öffentliche A rbei ten, des Innern und der 
J ustiz betraut . 

Kleine Mittei lu ngen.  
Von den kön igl. bayrischen Messungsämtern und den bei den­

selben angestellten Messungsgehilfen. Im J ah re 1 909 hat die Neuorganisierung 
der königl. bayrischen Messung:;ämter stattgefunden, welche vorher d en Ti tel « Messungs­
hehörden » fiihrten . Die Bezirksgeometer bezogen nebst ihrem Gehalt noch die anfallenden 
.Messungsgebiihren von den Parteien und stel lten dafür  ihrerseits und aus ihren Mitteln 
das H i l fspersona l an.  (Diese Messungsgebühren betrugen 1 909 8 2 8 . 9 8 0  Mark und 
1 9 1 2  l ,  l 02 . 08 1. l\I ark .) 

Die )fessungsbehörden en tspt echen unseren Evidenzhaltungen , während die Neu­
vermessungen und Triangulierungen vom königl . bayrischen Katas terbureau besorgt werden . 

Es gibt derzeit 1 3 9 Messungs :imter in Bayern,  welchen 3 7 3  Geometer (höhere 
Beamte), 2 2 0  Zeichner , etatsmäßige Beamte und Zeichnungsanwärter (mittlere Beam te) 
und 1 92 . Messungsgehi l fen inklussive der Gehilfenanwiirter (niedere Beamte) zugeteilt 
s ind . Es sind mehrere Geometer in einem Messungsamte vereinigt, um das vorh andene 
Geh i lfenpersonal rationell  verwenden zu können , we i l ein. einzelner Geometer in ei nem 
'1essungsamte nicht so viel Arbeit schaffen könnte,  um das ihm zugewiesene mi ttlere 
und untere Personal  vollauf auszunützen .  

Die Messungsgeh il fen sind Beamte, denen die Dienste unserer H andlanger zu­�ommen . Der auswärts beschäft igte Geometer nimmt sich einen �fessungsgeh i lfen m it,  
ist aber auch berechtigt , aus der Ortscl1aft, wo er die Vermessung vornimmt,  einen 
H andlanger h eranzuziehen. Ein tüchtiger '1essungsgehilfe kann den Dienst des Geometers 
in  außerordentlicher Weise erleichtern und hil ft  auch spare n ,  während ein ungeschickter 
H and langer den Dienst nicht nur außerordentl ich erschwert, sondern auch verteuert. 

Die Messungsgehilfen zerfallen in etatsmäßige Messungsgehi lfen und in  Messungs­gch i lfenanwärter. Die letzteren beziehen ein fixes jährliches Einkommen von 3 6 0  M i m  
1 . Jahr, 4 8 0  :.\ [  im 2 . ,  600 M im 3 . ,  dann 720,  8 4 0,  9 6 0 ,  1 020,  1 08 0 ,  1 1 4 0 und 

schl ieß l ich 1 200 M im t O .  Dienstjahre Eventue l l können Gehi l fenanw:lrter direkt  in 
der 2 . oder 3. Gehal tsstufe angestell t werden. Zu etatsm ;lßigen Gehi l ten werden sie 
nach 'Iaßgabe der freien Stellen ernannt.  Dieselben stehen in der Z 8. Rangsklasse der 
bayrischen Staatsbeamten mit einem Anfangsgehalte von 1 3 0 0  )[ .  Bei auswH rtiger Ver­
wendung gebüh rt sowohl den Gehilfen als auch den A nwärtern 1 · 5 0  M Taggeld und 
1 · 5  0 'I Uebernachtungsgebiihr als Zulage. 

Es gibt auch noch einzelne sogen ann te ständ ige Mes sungsgehilfen . Dieselben 
konn te!} 1 909 mangels  entsprechender Qual ifikation n icht  als Beamte iibernommen werden 
und beziehen im Fal le ihrer Verwendung Taggelder oder ein monatliches Fixum von 20 bis 3 0  .\fark. 

Petition der höheren bayrischen Vermessungsbeamten u m  
Aenderung ihrer A mtstitel. Aus dienstlichen , gesellschaftlichen und rangl ichen 
Riicksichten ersuchten die höheren bayrischen Verh1essungsbeamten um Aenderung ihrer 
Amtstitel und brachten fo lgende in Vor�ch lag :  

1 .  Statt Geometerpraktikant - V e r  m e s s u n g s p r a k t  i k a n  t ,  
2 · statt geprüfter Geom eter - R e g i e r u n g s v e r  m e s  s u n g s i n g e n  i e u r ,  


